
Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie,
Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Pfefferlein möchte ich im Namen der Landesregierung wie folgt beantworten:

Zu Frage 1: Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. Die Probennahmen erfolgen auf der
einen Seite durch die Gesundheitsämter im Rahmen von Überprüfungen und andererseits von den Einrich-
tungen selbst im Rahmen von Eigenkontrollen.

Zu Frage 2: Eine Meldepflicht für auftretende Infektionen unterliegen MRSA, weiterhin Enterobacterales bei
Nachweis einer Carbapenemase-Determinante oder mit verminderter Empfindlichkeit gegenüber Carbape-
nemen außer bei natürlicher Resistenz – Meldepflicht nur bei Infektion oder Kolonisation – sowie Acine-
tobacter bei Nachweis einer Carbapenemase-Determinante oder mit verminderter Empfindlichkeit gegen-
über Carbapenemen, außer bei natürlicher Resistenz. Die Zahl der Infektionen war von 2018 bis 2021 rück-
läufig. Inwieweit es sich um einen echten Rückgang handelt oder dieser durch die Pandemie bedingt war,
kann derzeit noch nicht eingeschätzt werden.

Die Zahlen der gemeldeten Infektionen pro Meldejahr stellen sich mit Stand 15. Dezember 2021 wie folgt
dar, zunächst zu MRSA-Fällen: 2018 – 82, 2019 – 45, 2020 – 43, 2021 – 26. Das ist der Stand 15.12.2021
für 2021. Das Meldejahr zu Enterobakterien: 2018 – 108, 2019 – 120, 2020 – 65, 2021 – 29. Auch hier Mel-
dedatum 15.12.2021. Und zu Acinetobacter: 2018 – 26, 2019 – 7, 2020 – 8, 2021 Stand 15.12. – 2.

Zu Frage 3: Die wichtigste Maßnahme ist ohne Zweifel die Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen
der Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention wie zum Beispiel die Überwachung von
nosokomialen Infektionen, die Prävention und Kontrolle vom MRSA, alle Hygienemaßnahmen bei Infektio-
nen oder Besiedlung mit multiresistenten gramnegativen Stäbchen.

Zu Frage 4: Baumaßnahmen zur Verbesserung der Hygienestandards und Prozesse in Krankenhäusern, et-
wa Schleusen und Isolierstationen, sind grundsätzlich förderfähig nach dem Krankenhausgesetz. Je nach
Umfang und konkreter Maßnahme handelt es sich um pauschale Förderung nach den §§ 9 und 12 Thüringer
Krankenhausgesetz oder Einzelförderungsmaßnahmen nach den §§ 9 und 10 Thüringer Krankenhausge-
setz. Im Zuge der Pandemiebewältigung wurden daneben auch Fördermittel aus dem Sondervermögen
„Thüringer Corona‑Pandemie-Hilfsfonds“ zur Verfügung gestellt.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann ist nächste Fragestellerin Frau Abgeordnete Henfling mit der
Drucksache 7/4541. Bitte.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Ja, vielen Dank.

Fachkräfteausbildung für die Digitale Transformation der Thüringer Verwaltung
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Bis Ende 2022 sollen Bund, Länder und Kommunen ihre Verwaltungsleistungen über Onlineportale auch di-
gital anbieten. Neben der einmaligen Bereitstellung digitaler Prozesse müssen die eingesetzten IT-Lösungen
langfristig betrieben, regelmäßig gewartet und aktualisiert werden. Die Optimierung von Verwaltungsabläu-
fen und die damit verbundene Gestaltung digitaler Prozesse gehört damit künftig zur Kernaufgabe der Thü-
ringer Landes- und Kommunalverwaltung. Gemäß der Pressemitteilung des Thüringer Finanzministeriums
vom 1. Juni 2021 sollen an der Dualen Hochschule Gera-Eisenach und an der Hochschule Schmalkalden
hierfür Verwaltungsinformatikerinnen und Verwaltungsinformatiker ausgebildet werden, die die Laufbahnbe-
fähigung zum gehobenen informationstechnischen Dienst erlangen können. Mit der Veröffentlichung der
Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahn des gehobenen informationstechnischen
Dienstes wurde die notwendige rechtliche Grundlage für die Laufbahnausbildung an der DHGE geschaffen.
Eine allgemeine Regelung, dass mit einem erfolgreichen Studienabschluss des Bachelor-Studiengangs „Ver-
waltungsinformatik/ E-Government“ an der Hochschule Schmalkalden die Laufbahnbefähigung zum gehobe-
nen informationstechnischen Dienst erworben werden kann, fehlt in dieser und steht im Widerspruch zur
Pressemitteilung des Thüringer Finanzministeriums, nach der durch das Studium in Schmalkalden die Bil-
dungsvoraussetzungen für den gehobenen informationstechnischen Dienst erworben werden können.

Ich frage die Landesregierung:

1. Bis wann wird durch welches Ministerium eine allgemeine rechtliche Grundlage geschaffen, die den Er-
werb der Laufbahnbefähigung zum gehobenen informationstechnischen Dienst durch den Studiengang „Ver-
waltungsinformatik/E-Government“ an der Hochschule Schmalkalden anerkennt?

2. Bis wann werden durch welches Ministerium die Verordnungen für die Laufbahnen des mittleren und hö-
heren informationstechnischen Dienstes geschaffen?

3. Welche Vorteile birgt das praxisintegrierte Studium an der Hochschule Schmalkalden gegenüber der dua-
len Ausbildungsform an der DHGE insbesondere für die Kommunalverwaltungen?

4. Welche Maßnahmen hat das für E-Government und IT zuständige Ministerium – auch in Abstimmung mit
den kommunalen Spitzenverbänden – bereits ergriffen, um Bedienstete und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Thüringer Kommunalverwaltungen auf die Digitale Transformation der kommunalen Serviceangebote
vorzubereiten?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Finanzministerium, Frau Ministerin Taubert, bitte.

Taubert, Finanzministerin:

Herzlichen Dank. Meine Damen und Herren, ich beantworte die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Henf-
ling wie folgt:

Zu Frage 1: Die Rechtsgrundlage für die Prüfung der Anerkennung der Laufbahnbefähigung ergibt sich aus
dem Thüringer Laufbahngesetz in Verbindung mit der am 30. November 2021 im Gesetz- und Verordnungs-
blatt Nummer 28/2021 verkündeten Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahn des gehobenen in-
formationstechnischen Dienstes. Konkretisierend möchte ich dazu Folgendes ausführen: Gemäß § 50 Abs. 1
Nr. 12 Laufbahngesetz ist das Thüringer Finanzministerium als das für IT und E-Government zuständige Mi-
nisterium die für die Laufbahn des informationstechnischen Dienstes zuständige oberste Landesbehörde. Mit
der rückwirkend zum 1. April 2021 in Kraft getretenen Ausbildungs- und Prüfungsordnung wurden die inhalt-
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lichen Anforderungen des fachspezifischen Vorbereitungsdienstes für diese Laufbahn durch das Thüringer
Finanzministerium definiert. Voraussetzung für die Anerkennung der Laufbahnbefähigung ist gemäß § 22
Abs. 2 Laufbahngesetz, dass der erworbene Abschluss den inhaltlichen Anforderungen des in der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung definierten fachspezifischen Vorbereitungsdienstes der Laufbahn des gehobe-
nen informationstechnischen Dienstes entspricht.

Der Bachelor-Studiengang „Verwaltungsinformatik/E-Government“ an der Hochschule Schmalkalden wurde
zum Wintersemester 2021/2022 neu eingerichtet und hat eine Regelstudiendauer von drei Jahren. Eine Prü-
fung der Anerkennung des Abschlusses dieses Studiengangs als Laufbahnbefähigung für den gehobenen
informationstechnischen Dienst hat gemäß der §§ 12 Abs. 1 in Verbindung mit 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a in
Verbindung mit 22 Abs. 2 Laufbahngesetz jeweils bei Einstellung der Bewerberinnen und Bewerber durch
diejenige oberste Dienstbehörde, in deren Geschäftsbereich die Einstellung erfolgen soll, zu erfolgen. Das
Einvernehmen mit der für die Laufbahn zuständigen obersten Landesbehörde, mithin dem Thüringer Finanz-
ministerium, ist im Rahmen der jeweiligen Anerkennung durch die einstellende Landesbehörde einzuholen.
Letztlich handelt es sich gemäß den vorgenannten Regelungen im Laufbahngesetz immer um Einzelvorgän-
ge.

Zu Frage 2: Nachdem die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahn des gehobenen informations-
technischen Dienstes vom Thüringer Finanzministerium final erarbeitet und im Gesetz- und Verordnungsblatt
am 30. November 2021 verkündet wurde, ist beabsichtigt, nunmehr Festlegungen bezüglich der Vorausset-
zungen für die Laufbahnen des mittleren und höheren informationstechnischen Dienstes im I. Quartal 2022
mit den anderen Ressorts abzustimmen und voraussichtlich im II. Quartal 2022 bekannt zu geben. Die be-
nannte Planung steht ebenfalls unter dem Vorbehalt, dass keine, insbesondere keine pandemiebedingt ge-
gebenenfalls notwendige abweichende Priorisierung in der Aufgabenerfüllung erforderlich wird.

Zu Frage 3: Aus Sicht der Landesregierung wird die Koexistenz der Verwaltungsinformationsstudiengänge
an der Dualen Hochschule Gera-Eisenach und an der Hochschule Schmalkalden als sehr sinnvoll erachtet.
Schließlich unterscheiden sich beide Studiengänge in ihrer Studienform. Während bei der dualen Studien-
form die Berufspraxis und das Studium organisatorisch und curricular miteinander verzahnt sind, erfolgt beim
praxisintegrierten Studium an der Hochschule Schmalkalden die Ausbildung an der Hochschule, die mit be-
rufspraktischen Einheiten in den Behörden einhergeht. Aus Arbeitgeber- und Praxispartnersicht liegt der Vor-
teil der dualen Studienform darin begründet, dass die Personalverwendung der dual ausgebildeten Absol-
ventinnen und Absolventen ohne nennenswerte Einarbeitungszeit direkt nach dem Studium erfolgen kann.
Der Vorteil des praxisintegrierten Studiums gegenüber der dualen Ausbildungsform ergibt sich insbesondere
für Behörden der Landes- und Kommunalverwaltungen, die nicht über die notwendigen Ausbildungskapazi-
täten personeller und infrastrukturell-technischer Art verfügen, da diese Art der Ausbildung keine diesbezüg-
lichen Kapazitäten in den Behörden voraussetzt. Deshalb profitieren insbesondere kleinere Kommunalver-
waltungen, aber auch Behörden im nachgeordneten Bereich der Landesverwaltung von dem Ausbildungsan-
gebot an der Hochschule Schmalkalden, dass sie trotz der vorherrschenden Kapazität und Ressourceneng-
pässe den dringend benötigten Nachwuchs für IT-nahe Verwaltungstätigkeiten ausbilden können.

Zu Frage 4: Um Bedienstete und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Thüringer Kommunalverwaltungen auf
die digitale Transformation vorzubereiten, sind ausreichende Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zu
schaffen. Für den Bereich der Ausbildung verweise ich auf die Antwort zu Frage 3. Das Ausbildungsangebot
der Hochschule Gera-Eisenach und der Hochschule Schmalkalden wurde den kommunalen Spitzenverbän-
den im April dieses Jahres über den Beirat „Kommunales E-Government“ mitgeteilt. Ferner wurden die kom-
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munalen Spitzenverbände darüber informiert, dass das für E-Government und IT zuständige Ministerium
Schulungen in begrenztem Umfang einschließlich Coaching vor Ort zur Umsetzung des Online-Zugangsge-
setzes für Kommunalbehörden anbietet. Des Weiteren bietet die Hochschule Gera-Eisenach den 15-tägigen
Zertifikatsstudiengang „Digitallotse E-Government“ an.

Danke.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir jetzt, weil unsere Auszähler schon fertig sind,
zurück zur Frage von Frau Abgeordneter Baum in der Drucksache 7/4515.

Und während Sie vorkommen, noch mal zum weiteren Ablauf des heutigen Tages. Wenn Frau Baum ihre
Frage gestellt hat und die beantwortet werden wird, danach ist Lüftungspause. Wir würden dann um
17.05 Uhr die Wahlergebnisse bekannt geben. Danach gibt es aufgrund unserer Vereinbarungen zum Ablauf
der Tagesordnung erst mal die Tagesordnungspunkte 5 und 7, weil wir die heute noch abarbeiten wollten.
Dann schauen wir, ob wir den Tagesordnungspunkt 2 noch schaffen. Aber das ist der Ablauf. Also 16.45 Uhr
Lüftungspause, 17.05 Uhr Wahlergebnisse, danach Tagesordnungspunkte 5 und 7 und eventuell noch 2.

Jetzt, Frau Baum, bitte Ihre Frage.

Abgeordnete Baum, Gruppe der FDP:

Recht herzlichen Dank, Frau Präsidentin, auch fürs Schieben. 

Elektronischer Schriftverkehr mit der Thüringer Justiz

Ab dem 1. Januar 2022 soll der elektronische Rechtsverkehr einziger zugelassener Kommunikationsweg für
Anwälte, Behördenvertreter und Vertreter öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit den Gerichten in ganz
Deutschland sein und alleinig die verfahrensrechtliche Schriftform erfüllen. Darüber hinaus soll ab diesem
Zeitpunkt auch für Privatpersonen und weitere Verfahrensbeteiligte ein elektronisches Bürger- und Organisa-
tionenpostfach zur Kommunikation mit Gerichten zur Verfügung stehen.

Es ist daher von Interesse, welche Vorkehrungen für die Thüringer Gerichte getroffen wurden, um den tech-
nischen, kapazitativen und formellen Anforderungen ab dem 1. Januar 2022 Genüge zu tun.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Nutzer mit wie viel Datenaufkommen nutzen aktuell die Möglichkeit, Dokumente elektronisch an
die Thüringer Gerichte zu übermitteln?

2. Mit welcher Steigerung wird ab dem 1. Januar 2022 für Thüringen gerechnet?

3. Mit welcher Kapazität zum Datenaufkommen wird das Thüringer System ab dem 1. Januar 2022 betrie-
ben?

4. Gibt es für Bürger oder andere Anwender bei Fragen und Problemen einen Support/Service Desk und wie
ist dieser besetzt und erreichbar?

Danke. 
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